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Landkreis: Schwäbisch Hall 
Gemeinde: Michelbach an der Bilz 
Gemarkung: Michelbach 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 
BauGB und örtliche Bauvorschriften  

1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen 
Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Begründung              ENTWURF 
 

Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen 

1. Lage des räumlichen Geltungsbereichs 

Das Plangebiet liegt im Nordosten des Ortsteils Gschlachtenbretzingen, nördlich der 
Milchgrundstraße (K2598). Im Osten verläuft die Industriestraße. Umliegend ist der westliche 
Bereich durch Wohnbebauung geprägt, der östliche Bereich durch Gewerbe. Im Nordwesten 
angrenzend befinden sich zwei Wohngebäude, im Nord – und Südosten Gewerbebetriebe. 
Insgesamt ist der Bereich eher locker bebaut und weist mehrere Baulücken auf. Der 
Geltungsbereich des Plangebiets umfasst das Flurstück 366 (vgl. nachstehenden 
Übersichtsplan). 

 

 

© OpenStreetMap-Mitwirkende 

  

Gschlachtenbretzingen 
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2. Erfordernis der Planaufstellung 

Gemäß § 1 (3) und § 2 (1) BauGB sind die Bauleitpläne von den Gemeinden in eigener 
Verantwortung aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist; die Aufstellung kann insbesondere bei der Ausweisung von Flächen 
für den Wohnungsbau in Betracht kommen. 

Mit der Planung soll eine Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung im Innenbereich 
ermöglicht werden. Der geplante Mix aus Wohnen, nicht störendem Gewerbe und 
sozialen/gesundheitlichen Einrichtungen stellt ein geeignetes Bindeglied zwischen der 
bereits vorhandenen Wohnbebauung im Westen und der Gewerbebebauung im Osten dar.  

Um das Projekt planungsrechtlich zu ermöglichen ist die Änderung des Bebauungsplanes 
erforderlich. Der Eigentümer (= Vorhabenträger) hat bei der Gemeinde gem. § 12 BauGB 
den Antrag gestellt, einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen. 

3. Planerische Vorgaben 

Der Bebauungsplan „Taubenhalde – Stauchwasen“ aus dem Jahr 1958 setzt ein Industrie- 
und Gewerbegebiet fest. Wohngebäude für Betriebsinhaber und Werksangehörige sind 
zulässig.  

Das Plangebiet ist im aktuell gültigen Flächennutzungsplan als gewerbliche Baufläche 
dargestellt. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst (§ 13a (2) 
BauGB). 

Laut Regionalplan Heilbronn-Franken gehört die Gemeinde Michelbach an der Bilz zum 
Verdichtungsbereich im ländlichen Raum. Der Regionalverband stuft das Vorhaben als nicht 
regional bedeutsam ein. Ziele und Grundsätze sind nicht berührt. 

Das Starkregenrisikomanagement für die Gemeinde Michelbach an der Bilz befindet sich 
aktuell in Aufstellung. Nach vorläufigen Aussagen der Starkregengefahrenkarte für ein 
außergewöhnliches, verschlämmtes Abflussszenario wird das Plangebiet im Bereich des 
vorhandenen Gebäudes zwischen 10 und 50 cm überflutet, in weiteren Teilbereichen wurden 
Überflutungstiefen bis 10 cm ermittelt. Mit der geplanten Bebauung wird auch eine 
Geländemodellierung vorgenommen, sodass entsprechend reagiert werden kann. (Siehe 
dazu auch die Höheneinschriebe im Vorhaben- und Erschließungsplan der Anlage 1 der 
Begründung)  

Südlich des Plangebiets verläuft die Kreisstraße 2598 (Milchgrundstraße). Nach § 22 
Straßengesetz für Baden-Württemberg sind im Abstand von 15 m längs von Kreisstraßen 
außerhalb des Erschließungsbereichs der Ortsdurchfahrten keinerlei Hochbauten und 
bauliche Anlagen, gemessen vom befestigten Fahrbahnrand, zulässig. Der 
Bebauungsplanbereich befindet sich innerhalb der Ortsdurchfahrt zu Verknüpfung (OD/V) 
auch hier gilt gemäß dem Straßengesetz für Baden-Württemberg die Anbauverbotszone von 
15 m. Dies gilt auch für Garagen, Carports, Stellplätze, Werbeanlagen, Einfriedungen, 
Nebenanlagen (alle Teile) nach § 14 und 23 BauNVO sowie für verfahrensfreie Vorhaben 
nach § 50 LBO. Seitens der Unteren Straßenbehörde wird die Unterschreitung der 
Anbauverbotszone durch Stellplätze ohne Photovoltaiküberdachung mitgetragen. Für 
Stellplätze mit Photovoltaik-Überdachung ist eine weitere Abstimmung/Prüfung notwendig. 

4. Topografie, momentane Nutzung 

Das Plangebiet hat ein leichtes Ost–West Gefälle von ca. 2%. Im Südosten liegt der höchste 
Punkt auf 373 m üNN, im Nordwesten der tiefste Punkt auf 368 m üNN. 

Im westlichen Teilbereich befindet sich das Gebäude eines ehemaligen 
Holzverarbeitungsunternehmens mit asphaltierter Lager-, Rangier- und Parkplatzfläche. Bei 
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dem östlichen Teilbereich handelt es sich um eine Wiesenfläche. Teilweise ist das 
Grundstück von einer Hecke gesäumt. Entlang der nördlichen Grundstücksgrenze verläuft 
eine private Erschließungsstraße zum nordwestlich angrenzenden ehemaligen 
Betriebsleiterwohnhaus. 

5. Städtebauliche Zielsetzung und Planung 

Gemäß § 1 (5) Satz 3 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch 
Innenentwicklung erfolgen. Die Gemeinden sind somit dazu angehalten, innerörtliche Brach- 
und Konversionsfläche, sowie Baulücken zu bebauen, bevor neue Baugebiete im 
Außenbereich ausgewiesen werden. Die Zielsetzung des Bebauungsplans entspricht dieser 
Vorgabe. 

Auf Grund der stetig alternden Bevölkerung ist die Nachfrage nach seniorengerechten 
Wohnformen/Wohnkonzepten und entsprechender Infrastruktur groß. Daher wird seitens der 
Gemeinde Michelbach an der Bilz das Vorhaben „Senior Living“ begrüßt. Auf dem Gelände 
eines ehemaligen Holzverarbeitungsunternehmens sollen insgesamt vier mehrgeschossige 
Baukörper mit seniorengerechten Wohngrundrissen und alternativen Wohnformen (Pflege-
Wohngemeinschaften), Tagespflege und dazugehörender Infrastruktur (Bäckerei mit Café, 
Apotheke, Sanitätshaus, Arztpraxen und Büroräume) entstehen. Die Gebäude sind teilweise 
durch bauliche Anlagen miteinander verbunden. Dadurch findet eine gewisse Abschirmung 
zum südlichen Gewerbe statt.  

Mit der Bebauungsplanung ist eine optionale Gebäudeerweiterung in nördliche Richtung 
bereits berücksichtigt. Diese soll bei Bedarf in einem 2. Bauabschnitt umgesetzt werden. 

Als Art der baulichen Nutzung ist ein urbanes Gebiet gem. § 6a BauNVO festgesetzt. Mit 
dem geplanten Vorhaben ist die erforderliche Nutzungsmischung erfüllt, gleichzeitig stellt es 
mit den entsprechend angeordneten Nutzungen eine optimale Verträglichkeit sowohl zu den 
angrenzenden Gewerbebetrieben auf der einen Seite als auch zu den Wohnnutzungen auf 
der anderen Seite her. Um Konflikte zu vermeiden, werden die Ausnahmen nach § 6a (3) 
BauNVO (Vergnügungsstätten und Tankstellen) nicht Teil des Bebauungsplans.  

Der Vorhabenträger verpflichtet sich in einem Durchführungsvertrag gegenüber der 
Gemeinde zur Durchführung dieses konkreten Vorhabens. Durch Änderung des 
Durchführungsvertrags ermöglicht der Bebauungsplan mit seinen getroffenen Festsetzungen 
jedoch auch die Änderung des Vorhabens, solange sie den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht widersprechen. Dadurch wird eine gewisse Flexibilität erreicht.  

Auf Grund der Ausgestaltung als vorhabenbezogener Bebauungsplan beschränken sich die 
Festsetzungen auf die Rahmensetzung. Die überbaubaren Grundstücksflächen werden 
durch Baugrenzen definiert und bilden die Projektplanung mit etwas Spielraum ab. Die 
Grundflächenzahl von 0,8 entspricht den Orientierungswerten der Baunutzungsverordnung 
für ein urbanes Gebiet und richtet sich damit an dem geplanten Vorhaben bzw. an dem 
bisher zulässigen Maß der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet). Um die maximale Höhe der 
baulichen Anlagen eindeutig zu beschränken wird neben der Grundflächenzahl (GRZ) als 
Maß der baulichen Nutzung auch ein höchster Gebäudepunkt in Metern über Normalnull 
festgelegt.  

Bedingt durch einen Geländeversatz ist im westlichen Bereich eine viergeschossige 
Bebauung möglich, im östlichen Bereich sind maximal drei Geschosse möglich. Absolut 
betrachtet, ist die Bebauung im Osten gegenüber derer im Westen bei geringerer 
Geschossigkeit trotzdem höher. So fügt sich die geplante Bebauung harmonisch in den 
Bestand und das Gelände ein. 

Dadurch dass drei der vier Baukörper durch bauliche Anlagen miteinander verbunden sind, 
ist eine besondere Bauweise festgesetzt. Es sind Gebäude ohne Längenbeschränkung 
zulässig, da die bauliche Anlage entlang der Milchgrundstraße knapp 100 Meter lang ist.  
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Von der Verpflichtung zur Herstellung von einem Kfz-Stellplatz je Wohnung sind 
grundsätzlich auch Altenwohnungen erfasst. Bei ihnen kann in der Regel jedoch von einem 
geringeren Stellplatzbedarf ausgegangen werden. Wie zuvor beschrieben, sieht das 
Vorhaben überwiegend seniorengerechte Wohnformen/Wohnkonzepten vor. Daher wird die 
Stellplatzpflicht auf 0,7 Stellplätze pro Wohneinheit eingeschränkt. Falls dies nicht 
ausreichend sein sollte, sind jedoch mehr Stellplätze möglich und in der Planung bereits 
berücksichtigt. Details dazu werden im Durchführungsvertrag geregelt. 

Die Stellplätze werden als offene Stellplätze, darunter fallen auch Stellplätze, die der 
Photovoltaikanlagen-Pflicht unterliegen, oberirdisch untergebracht. Sie sind daher, wie auch 
Nebenanlagen und sonstige bauliche Anlagen nach Maßgabe des Vorhaben- und 
Erschließungsplans allgemein auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

Insgesamt wird das Plangebiet über drei Zugänge an die öffentlichen Verkehrsflächen 
angeschossen. An den übrigen, nicht zur Erschließung benötigten Bereiche entlang 
öffentlicher Verkehrsflächen sind Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt festgelegt.  

Auf Grundlage der Geräuschimmissionsprognose (siehe Anlage 3) sind aufgrund der 
Überschreitungen der Orientierungswerte bzw. der Immissionsrichtwerte für die geplante 
Bebauung teilweise Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz vor dem Verkehrslärm vorzusehen 
und entsprechend festgesetzt. Vor Gewerbelärm hingegen sind keine 
Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der geplanten Bebauung entsprechend Vorhaben- und 
Erschließungsplan erforderlich. 

Erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft durch luftfremde Stoffe und Gerüche sind durch den hier betrachteten 
Emittenten nicht zu erwarten (siehe Anlage 4).  

6. Maßnahmen zum Schutz der Natur / stadtökologisch wirksame Maßnahmen 

Das Plankonzept strebt grundsätzlich eine möglichst geringe Versiegelungsrate an, private 
Stellplätze und Garagenzufahrten sind deshalb wasserdurchlässig auszuführen. Weiterhin ist 
eine Dachbegrünung festgesetzt. 

7. Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt hauptsächlich über die 
Milchgrundstraße. Von dort ist die Zu- und Ausfahrt vorgesehen. Eine weitere Ausfahrt 
befindet sich am Wendehammer in der Industriestraße. 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets erfolgt über die bereits vorhandenen 
Infrastrukturanlagen. Begünstigend auf den Wasserabfluss aus dem Plangebiet wirkt die 
festgesetzte Dachbegrünung. 

8. Planstatistik 

Gesamtfläche des Plangebietes (MU) ca.  165 Ar 
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9. Auswirkungen der Bauleitplanung / Beschleunigtes Verfahren nach § 13a 
BauGB / Artenschutz 

Das Bebauungsplanverfahren wird als Verfahren nach §13a BauGB (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung) durchgeführt, da es sich um die Wiedernutzbarmachung bzw. 
Nachnutzung innerörtlicher Flächen handelt. Die Anforderungen hinsichtlich der maximalen 
Grundfläche nach § 13a (1) Nr. 1 BauGB sind mit einer zulässigen Grundfläche im Sinne des 
§ 19 (2) BauNVO von ca. 13.200 m² erfüllt. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung von FFH- 
und Vogelschutzgebieten bestehen nicht. Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Umweltprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 
Landesrecht bedürfen, wird nicht begründet. Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz und ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleich sind nicht notwendig, weil Eingriffe, die auf Grund der 
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, im Sinne des § 1a (3) Satz 5 BauGB 
bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

Zur Prüfung der Betroffenheit von artenschutzfachlichen Belangen wurde für das 
Bebauungsplanverfahren eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erstellt. Die 
Ergebnisse sind in der Anlage 2 der Begründung dargestellt. 

 

Gefertigt:  
Untergruppenbach, den 06.02.2024/27.02.2025 

 

 

Käser Ingenieure 
Ingenieurbüro für Vermessung und Stadtplanung 
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Anlagen der Begründung:  

 

Anlage 1: Vorhaben- und Erschließungsplan (Entwurf) 

angefertigt durch: 

Knecht Ludwigsburg 
Planungs- und Bauleitungsgesellschaft mbH 
Oscar-Walcker-Straße 26 
71636 Ludwigsburg 
 

Anlage 2: Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung vom 20.12.2024 

angefertigt durch: 

roosplan 
Freiraum – Stadt - Landschaft 
Adenauerplatz 4 
71522 Backnang 

 

Anlage 3: Geräuschimmissionsprognose vom 28.02.2025 

angefertigt durch: 

rw bauphysik 
Im Weiler 5-7 
74523 Schwäbisch Hall 

 

Anlage 4: Prognose der Emissionen und Immissionen für luftfremde Stoffe und 
Gerüche vom 08. November 2023 

angefertigt durch: 

ProVis – Gesellschaft für Umweltmanagement und Unternehmensethik GmbH 
Fichtenweg 53 
70771 Leinfelden-Echterdingen 


